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Entscheidungsdatum
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Norm

BFA-VG §22a Abs1

B-VG Art.133 Abs4

FPG 8§76 Abs1

VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG § 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG & 35 heute
2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch
W171 2006752-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gregor MORAWETZ, MBA, als Einzelrichter Gber die
Beschwerde von XXXX, geb. XXXX, StA. Ungarn, vertreten durch die ARGE Rechtsberatung Diakonie und Volkshilfe,
gegen den Bescheid des XXXX, GZ: XXXX zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag.
Gregor MORAWETZ, MBA, als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40 , geb. romisch 40 , StA. Ungarn,
vertreten durch die ARGE Rechtsberatung Diakonie und Volkshilfe, gegen den Bescheid des romisch 40 , GZ: rdmisch
40 zu Recht erkannt:

A)

|. Die Beschwerde wird gemal3 § 76 Abs. 1 FPGiVm § 22a Abs. 1 BFA-VG idgF als unbegriindet abgewiesen.romisch eins.
Die Beschwerde wird gemal3 Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG
idgF als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gemal & 35 VwWGVG iVm VwG-Aufwandersatzverordnung, BGBI. Il Nr. 517/2013, hat die beschwerdefihrende Partei
dem Bund Aufwendungen in Héhe von 426,20 Euro binnen 2 Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.rémisch
zwei. GemaR Paragraph 35, VWGVG in Verbindung mit VwG-Aufwandersatzverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr.
517 aus 2013,, hat die beschwerdefihrende Partei dem Bund Aufwendungen in HOhe von 426,20 Euro binnen 2

Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.
B)

Die Revision ist gemafl3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Die beschwerdefliihrende Partei wurde am 25.01.2014 um 13:00 Uhr bei der Begehung einer gerichtlich strafbaren
Handlung betreten und in weiterer Folge in einer Justizanstalt in Wien angehalten.

2. Die beschwerdefiihrende Partei wurde mit Urteil eines Landesgerichtes vom 14.02.2014 zu einer Freiheitsstrafe von
18 Monaten, davon 12 Monate bedingt rechtskraftig verurteilt.

3. Am 28.03.2014 wurde die beschwerdefiihrende Partei durch ein Organ des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl
(in Folge: BFA) unter Beiziehung einer Dolmetscherin fur die ungarische Sprache in Hinblick auf die Erlassung eines
Aufenthaltsverbotes bzw. der Verhangung der Schubhaft einvernommen. Dabei fuhrte sie aus, dass sie zuletzt von
September bis Dezember 2013 in Osterreich gewesen sei und nach der Ausreise gegen Ende Dezember 2013 abermals
nach Osterreich eingereist sei. Zweck der Einreise sei die Arbeitssuche gewesen und habe sie in weiterer Folge
mehrere Wochen als Prostituierte im Inland gearbeitet. Sie sei nicht gemeldet gewesen, dies weder wohnsitzmaRig,
noch gewerbemiRig. Sie habe keine Familienangehérigen in Osterreich und sei ca. sechs Jahre zuvor aufgrund eines

Diebstahls in Graz in Strafhaft gewesen.

4. Mit Bescheid des BFA vom 28.03.2014 ZI.: XXXX wurde gegen die beschwerdefiihrende Partei ein fiir die Dauer von
funf Jahren befristetes Aufenthaltsverbot erlassen und die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen dieses
Aufenthaltsverbot nicht zuerkannt. Begriindend wurde im Wesentlichen ausgefuihrt, dass aufgrund der rechtskraftigen

Verurteilung eines Landesgerichtes vom 14.02.2014 im Zusammenhang mit gewerbsmalig ausgefuhrten
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Eigentumsdelikten sowie aufgrund der Tatsache, dass durch die Auslbung der Geheimprostitution von der
beschwerdeflihrenden Partei eine nicht unwesentliche Gefdhrdung der Verbreitung ansteckender und zum Tod
fihrender Krankheiten, dem 6ffentlichen Interesse am dauerhaften Aul3erlandesbleiben gegentber den persdnlichen
Interessen der beschwerdefihrenden Partei im Inland verbleiben zu kénnen der Vorzug zu geben sei.4. Mit Bescheid
des BFA vom 28.03.2014 ZI.: romisch 40 wurde gegen die beschwerdefiihrende Partei ein fur die Dauer von funf Jahren
befristetes Aufenthaltsverbot erlassen und die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen dieses
Aufenthaltsverbot nicht zuerkannt. Begriindend wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass aufgrund der rechtskraftigen
Verurteilung eines Landesgerichtes vom 14.02.2014 im Zusammenhang mit gewerbsmallig ausgefihrten
Eigentumsdelikten sowie aufgrund der Tatsache, dass durch die Auslbung der Geheimprostitution von der
beschwerdeflihrenden Partei eine nicht unwesentliche Gefdahrdung der Verbreitung ansteckender und zum Tod
fihrender Krankheiten, dem 6ffentlichen Interesse am dauerhaften AulRerlandesbleiben gegenliber den personlichen
Interessen der beschwerdeflihrenden Partei im Inland verbleiben zu kdnnen der Vorzug zu geben sei.

5. Mit dem oben im Spruch angefihrten Bescheid des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA),
von der beschwerdeflhrenden Partei persénlich Gbernommen am 28.03.2014, wurde Uber die beschwerdefiihrende
Partei gemal § 76 Abs. 1 FPG iVm § 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zur Sicherung der Abschiebung angeordnet5. Mit
dem oben im Spruch angefiihrten Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA), von
der beschwerdefiihrenden Partei personlich Gbernommen am 28.03.2014, wurde Uber die beschwerdefihrende Partei
gemal Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zur Sicherung
der Abschiebung angeordnet.

Begrindet wurde dies im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen zusammengefasst damit, dass aufgrund der im
Inland seit 2008 wiederholt begangen Eigentumsdelikte im Zusammenhang mit der rechtskraftigen gerichtlichen
Verurteilung vom 14.02.2014 und den Angaben in der Einvernahme vom 28.03.2014 selbst unter Beachtung der
personlichen Verhéltnisse der beschwerdefiihrenden Partei von einem iiberwiegendem Interesse der Offentlichkeit an
einer gesicherten AuBerlandesbringung der beschwerdefiihrenden Partei auszugehen sei.

Gestltzt auf das am selben Tage verhangte Aufenthaltsverbot werde die Verhangung der Schubhaft als notwendig und
verhaltnismaRig angesehen und die Anordnung gelinderer Mittel zur Zweckerreichung verneint.

6. Mit der im Kopf des Erkenntnisses angefihrten Beschwerde hat die beschwerdefiihrende Partei gegen den oben
genannten Bescheid Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben. Darin wurde beantragt, der Beschwerde
stattzugeben und die Verhangung der Schubhaft fir rechtswidrig zu erklaren. Weiters wurde beantragt, die Kosten
gemal VwG-Aufwandersatzverordnung zuzuerkennen. Ein konkreter Betrag wurde nicht geltend gemacht.

Die Beschwerde wurde im Wesentlichen zusammengefasst damit begriindet, dass die verhangte Schubhaft gegen die
beschwerdeflihrende Partei nicht verhaltnismafiig sei und von der Behorde die Schubhaft nach &8 76 Abs. 1 FPG ohne
ausreichend nachvollziehbare Begriindung verhangt wurde. BloR allgemeine Annahmen oder Erfahrungswerte der
Erstbehdrde seien nicht ausreichend um die Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit eines Freiheitsentzuges zu
begriinden. Konkret zu einem bestehenden Risiko des Untertauchens sei die konkrete Situation der
beschwerdeflihrenden Partei zu prifen gewesen. Dies ergebe sich bereits aus der sténdigen Judikatur des VWGH zur
Erforderlichkeit der Prufung jedes individuellen Einzelfalles. Auch seien strafrechtliche Verurteilungen allein nicht
ausreichend, um ohne weiteres die MaBnahme der Schubhaft verhangen zu kénnen. Die Schubhaft sei jedenfalls so
kurz wie moglich zu halten und daher die weitere Vorgangsweise der Behdrde so einzurichten, dass die Schubhaft
womoglich ganzlich unterbleiben kénne. Zudem habe sich die beschwerdefiihrende Partei schon bereit erklart,
freiwillig auszureisen. Das erforderliche Sicherungsbedirfnis welches die Anordnung von Schubhaft rechtfertigen
kdnne, liege somit bei der beschwerdefiihrenden Partei nicht vor. Dartber hinaus sei die Anwendung eines gelinderen
Mittels zu prufen gewesen. Aus dem Schubhaftbescheid sei jedoch nicht ersichtlich, weswegen der Zweck der
Schubhaft nicht durch die Anwendung eines gelinderen Mittels erreicht werden kdnne.Die Beschwerde wurde im
Wesentlichen zusammengefasst damit begriindet, dass die verhangte Schubhaft gegen die beschwerdefihrende Partei
nicht verhaltnismaRig sei und von der Behdrde die Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG ohne ausreichend
nachvollziehbare Begrindung verhangt wurde. BloR allgemeine Annahmen oder Erfahrungswerte der Erstbehdrde
seien nicht ausreichend um die Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit eines Freiheitsentzuges zu begrinden.
Konkret zu einem bestehenden Risiko des Untertauchens sei die konkrete Situation der beschwerdeflhrenden Partei
zu prufen gewesen. Dies ergebe sich bereits aus der standigen Judikatur des VwWGH zur Erforderlichkeit der Prifung
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jedes individuellen Einzelfalles. Auch seien strafrechtliche Verurteilungen allein nicht ausreichend, um ohne weiteres
die MaBnahme der Schubhaft verhangen zu kénnen. Die Schubhaft sei jedenfalls so kurz wie méglich zu halten und
daher die weitere Vorgangsweise der Behorde so einzurichten, dass die Schubhaft woméglich ganzlich unterbleiben
kénne. Zudem habe sich die beschwerdefihrende Partei schon bereit erklart, freiwillig auszureisen. Das erforderliche
Sicherungsbedurfnis welches die Anordnung von Schubhaft rechtfertigen koénne, liege somit bei der
beschwerdeflihrenden Partei nicht vor. Darlber hinaus sei die Anwendung eines gelinderen Mittels zu prifen
gewesen. Aus dem Schubhaftbescheid sei jedoch nicht ersichtlich, weswegen der Zweck der Schubhaft nicht durch die
Anwendung eines gelinderen Mittels erreicht werden kénne.

Formal wurde weiteres in Frage gestellt, ob dem BFA die Kompetenz zur Erlassung eines Schubhaftbescheides nacts
76 Abs. 1 FPG zukomme. Nach Ansicht der beschwerdefihrenden Partei sei das BFA nicht die sachlich in Betracht
kommende Behorde, da die Schubhaft keine aufenthaltsbeendende MalBnahme im Sinne der gesetzlichen Regelung
darstelle. Die Anordnung der gegenstandlichen Schubhaft sei daher nicht auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise
erfolgt, weshalb die beschwerdefiihrende Partei in ihrem verfassungsrechtlich gewahrleisteten Recht des Art. 1 Abs 2
BVG zum Schutz der persoénlichen Freiheit verletzt worden sei. In weiterer Folge wurde auch die
Entscheidungskompetenz des Bundesverwaltungsgerichtes in Frage gestellt, da im Sinne eines aus dem
Legalitatsprinzip des Art. 18 B-VG entspringenden Typenzwanges eine genaue Zuordnung der Schubhaftbeschwerde
nicht moglich und daher auch eine Entscheidungskompetenz des Bundesverwaltungsgerichtes nicht gegeben sei. Es
sei bisher nicht geklart, ob es sich im Sinne der Beschwerdetypen nach Art. 130 B-VG bei der Schubhaftbeschwerde um
eine MaBnahmenbeschwerde oder Bescheidbeschwerde handle.Formal wurde weiteres in Frage gestellt, ob dem BFA
die Kompetenz zur Erlassung eines Schubhaftbescheides nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG zukomme. Nach Ansicht
der beschwerdeflihrenden Partei sei das BFA nicht die sachlich in Betracht kommende Behdrde, da die Schubhaft
keine aufenthaltsbeendende MaRnahme im Sinne der gesetzlichen Regelung darstelle. Die Anordnung der
gegenstandlichen Schubhaft sei daher nicht auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise erfolgt, weshalb die
beschwerdeflihrende Partei in ihrem verfassungsrechtlich gewahrleisteten Recht des Artikel eins, Absatz 2, BVG zum
Schutz der personlichen Freiheit verletzt worden sei. In weiterer Folge wurde auch die Entscheidungskompetenz des
Bundesverwaltungsgerichtes in Frage gestellt, da im Sinne eines aus dem Legalitatsprinzip des Artikel 18, B-VG
entspringenden Typenzwanges eine genaue Zuordnung der Schubhaftbeschwerde nicht méglich und daher auch eine
Entscheidungskompetenz des Bundesverwaltungsgerichtes nicht gegeben sei. Es sei bisher nicht geklart, ob es sich im
Sinne der Beschwerdetypen nach Artikel 130, B-VG bei der Schubhaftbeschwerde um eine MaBnahmenbeschwerde
oder Bescheidbeschwerde handle.

Zur Frage der Verfahrenskosten wird in der vorliegenden Beschwerde unter Bezugnahme auf die sogenannte
Rickflhrungsrichtlinie weiters die Rechtsansicht vertreten, eine Ubernahme des Kostenrisikos der gesetzlichen
richterlichen Uberpriifung der RechtmaRigkeit der Schubhaftbeschwerde sei nach Art. 15 dieser Richtlinie jedenfalls
ausgeschlossen, da eine Gewahrung von Prozesskostenhilfe hinsichtlich dieses Kostenrisikos im @sterreichischen Recht
nicht vorgesehen sei. Eine durch die beschwerdefiihrende Partei jeweils durchzufiihrende Abwagung zwischen dem
Kostenrisiko und der Erfolgschance einer Beschwerdeerhebung sei dieser nicht zumutbar. Ein Kostenzuspruch an die
belangte Behorde sei daher mit der zitierten RuckfUhrungsrichtlinie nicht vereinbar.Zur Frage der Verfahrenskosten
wird in der vorliegenden Beschwerde unter Bezugnahme auf die sogenannte RuckfUhrungsrichtlinie weiters die
Rechtsansicht vertreten, eine Ubernahme des Kostenrisikos der gesetzlichen richterlichen Uberpriifung der
RechtmaRigkeit der Schubhaftbeschwerde sei nach Artikel 15, dieser Richtlinie jedenfalls ausgeschlossen, da eine
Gewahrung von Prozesskostenhilfe hinsichtlich dieses Kostenrisikos im dsterreichischen Recht nicht vorgesehen sei.
Eine durch die beschwerdefiihrende Partei jeweils durchzufihrende Abwagung zwischen dem Kostenrisiko und der
Erfolgschance einer Beschwerdeerhebung sei dieser nicht zumutbar. Ein Kostenzuspruch an die belangte Behorde sei
daher mit der zitierten Rickfiihrungsrichtlinie nicht vereinbar.

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden dem Bundesverwaltungsgericht
am 09.04.2014 vom BFA vorgelegt.

Gemeinsam mit dem Verwaltungsakt erstattete das BFA weiters eine Stellungnahme zur gegenstandlichen
Schubhaftbeschwerde. Darin wurde auf die niederschriftliche Einvernahme vom 28.03.2014 verwiesen, aus welcher
sich ergebe, dass die beschwerdefiihrende Partei wihrend ihres Aufenthaltes in Osterreich nicht behérdlich gemeldet
gewesen sei und offensichtlich durch die wiederkehrende Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen sowie der


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76

Austibung gelegentlicher Prostitution in Osterreich wirtschaftlich Uberleben habe kénnen. Sie verfiige Uber keine
familidren oder sonstigen Bindungen zu Osterreich und habe zu keinem Zeitpunkt legal gearbeitet. Mit Bescheid vom
28.03.2014 sei gegen die beschwerdefiihrende Partei ein auf die Dauer von funf Jahren befristetes Aufenthaltsverbot
erlassen worden. Dies sei aus Grunden des offentlichen Interesses an Ordnung und Sicherheit erforderlich gewesen.
Die allfallige Anwendung gelinderer Mittel zur Sicherung der AuRerlandesschaffung sei nicht zielfihrend gewesen, da
nicht davon ausgegangen werden kénne, dass sich die beschwerdefUhrende Partei aus freien Sticken zur Verfugung
halten wirde. Bisher sei sie im Bundesgebiet nicht aufrecht gemeldet und daher fir die Behdrde nicht greifbar
gewesen. Sie habe offensichtlich aus wirtschaftlichen Grinden im 0sterreichischen Bundesgebiet mehrfach
strafrechtlich relevante Eigentumsdelikte begangen, sodass angenommen werden mdisse, dass die
beschwerdefliihrende Partei auch weiterhin durch die Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen ihren
Lebensunterhalt im Inland verdienen werde.

Neben dem Antrag, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen, wurde Ersatz fiir den Vorlageaufwand in Hohe von €
57,40 sowie der Ersatz fir den Schriftsatzaufwand in Hohe € 368,80 begehrt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1.1. Die beschwerdeflhrende Partei ist Staatsangehorige der Republik Ungarn und besitzt nicht die dsterreichische
Staatsblrgerschaft. Sie ist somit Fremde im Sinne des§& 2 Abs. 4 Z 1 FPG.1.1. Die beschwerdeflihrende Partei ist
Staatsangehorige der Republik Ungarn und besitzt nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft. Sie ist somit Fremde
im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG.

Gegen die beschwerdefiihrende Partei liegt ein mit Bescheid des BFA zu Zahl XXXX am 28.03.2014 ausgesprochenes
fuinfjahriges Aufenthaltsverbot vor.Gegen die beschwerdefiihrende Partei liegt ein mit Bescheid des BFA zu Zahl
rémisch 40 am 28.03.2014 ausgesprochenes flinfjahriges Aufenthaltsverbot vor.

Sie reiste zuletzt Ende Dezember 2013 in das 6sterreichische Bundesgebiet ein und halt sich seitdem im Bundesgebiet
(aktuell in Strafhaft) auf.

Das Bundesamt ordnete die Abschiebung der beschwerdefiihrenden Partei an.

1.2. Die beschwerdeflhrende Partei wurde im Inland mehrmals straffallig und zuletzt von einem Landesgericht mit
Urteil vom 14.02.2014 zu einer Haftstrafe Uber 18 Monate, davon sechs Monate unbedingt, verurteilt. Sie war mit
Ausnahme der gesetzlich vorgesehenen Meldungen der Unterkunftnahmen in diversen dsterreichischen Haftanstalten
und einer zweiwdchigen Nebenwohnsitzmeldung, sonst zu keiner Zeit in Osterreich aufrecht gemeldet. Im Zuge der
vor der Behorde erfolgten Einvernahme am 28.03.2014 gab die beschwerdefiihrende Partei selbst an, in einem
Caritasheim geschlafen zu haben, gelegentlich als Prostituierte gearbeitet, jedoch nicht registriert gewesen zu sein,
ber keine nennenswerten Barmittel zu verfilgen und keine sozialen Kontakte in Osterreich zu haben.

Sie hat im Inland nicht legal gearbeitet und verfiigt nicht (iber eine gesicherte Unterkunft. Sie ist in Osterreich weder
beruflich, noch gesellschaftlich verankert und sind keine nennenswerten Integrationsbemihungen erkennbar. Die
beschwerdeflihrende Partei verfugt tGber kein im Inland befindliches Vermdgen, jedoch Uber einen Identitatsausweis
aus Ungarn und spricht kaum Deutsch.

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Zum Sachverhalt:

2.2.1. Der oben unter Punkt I1.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Richter
durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.2.2.1. Der oben unter Punkt rémisch zwei.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf
den Ergebnissen des vom erkennenden Richter durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.
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Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zur Identitat und zur Staatsangehorigkeit der
beschwerdefiihrenden Partei getroffen wurden, beruhen diese auf den vom BFA im angefochtenen Bescheid
getroffenen Feststellungen, denen in der gegenstandlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde.

Die Feststellung zur strafrechtlichen Bescholtenheit bzw. Unbescholtenheit der beschwerdefiihrenden Partei ergibt
sich aus dem Akteninhalt bzw. aus dem Strafregister der Republik Osterreich.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A):
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemall § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl.Gemal’ Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl.

GemalR § 7 Abs. 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht u. a. Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (Z. 1) sowie Uber Beschwerden gegen MaBnahmen unmittelbarer Befehls-
und Zwangsgewalt gemal dem 1. Hauptstiick des 2. Teiles des BFA-VG und gemal3 dem 7. und 8.Hauptstlck des FPG.
(Z. 3).Gemald Paragraph 7, Absatz eins, BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht u. a. Uber Beschwerden
gegen Bescheide des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl (Ziffer eins,) sowie Uber Beschwerden gegen
MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemal dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles des BFA-VG und gemal
dem 7. und 8.Hauptstuck des FPG. (Ziffer 3,).

Da sich die gegenstandliche - zuldssige und rechtzeitige - Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA richtet, ist das
Bundesverwaltungsgericht fur die Entscheidung zustandig.

Die in der Beschwerde erhobene Ansicht, wonach das BFA nicht die sachlich in Betracht kommende Behorde fur die
Anordnung einer Schubhaft nach 8 76 Abs. 1 FPG sei, erweist sich aus folgenden Erwagungen als nicht stichhaltig und
verfehlt:Die in der Beschwerde erhobene Ansicht, wonach das BFA nicht die sachlich in Betracht kommende Behorde
far die Anordnung einer Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG sei, erweist sich aus folgenden Erwagungen
als nicht stichhaltig und verfehlt:

Der mit "Zustandigkeiten" betitelte § 3 Abs. 1 Z 3 des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G),BGBI. | Nr. 68/2013, bestimmt,
dass dem BFA ("Bundesamt") die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlickes des FPG obliegt. Die Behauptung in der
Beschwerde, wonach diese Vorschrift eine "allgemeine Torsobestimmung" sei, kann nicht nachvollzogen werden.
Schon durch die Uberschrift "Zustandigkeiten" ist zweifelsfrei dargelegt, welche sachlichen Zusténdigkeiten in den
Vollzugsbereich des BFA fallen. Daran andert auch der Umstand nichts, dass in 8 3 Abs. 2 Z 4 BFA-VG lediglich eine
Bezugnahme auf die Erlassung von aufenthaltsbeendenden MalBnahmen gemdafl dem 8. Hauptstick des FPG
vorgenommen wurde. Die Schubhaft und das gelindere Mittel stehen als "VollzugssicherungsmaRnahmen" im Ubrigen
in untrennbarem Konnex zur Anordnung einer aufenthaltsbeendenden MaBRnahme oder einer Abschiebung.Der mit
"Zustandigkeiten" betitelte Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 68 aus 2013,, bestimmt, dass dem BFA ("Bundesamt") die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstickes des
FPG obliegt. Die Behauptung in der Beschwerde, wonach diese Vorschrift eine "allgemeine Torsobestimmung" sei,
kann nicht nachvollzogen werden. Schon durch die Uberschrift "Zustandigkeiten" ist zweifelsfrei dargelegt, welche
sachlichen Zustandigkeiten in den Vollzugsbereich des BFA fallen. Daran andert auch der Umstand nichts, dass in
Paragraph 3, Absatz 2, Ziffer 4, BFA-VG lediglich eine Bezugnahme auf die Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen gemald dem 8. Hauptstiick des FPG vorgenommen wurde. Die Schubhaft und das gelindere Mittel stehen
als  "VollzugssicherungsmaRnahmen" im  Ubrigen in untrennbarem Konnex zur Anordnung einer

aufenthaltsbeendenden MalBnahme oder einer Abschiebung.

Das 8. Hauptstlck des FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (88 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere
Mittel. Die Regelung Uber die Schubhaft nach§ 76 Abs. 1 FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstickes und somit
unzweifelhaft von der behérdlichen Zustandigkeit des BFA nach 8 3 Abs. 1 Z 3 BFA-G umfasst.Das 8. Hauptstlck des
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FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (Paragraphen 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere Mittel. Die
Regelung Uber die Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstickes und somit
unzweifelhaft von der behordlichen Zustandigkeit des BFA nach Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-G umfasst.

Weiters bestimmt auch § 6 Abs. 1a FPG, dass Behorde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlick das Bundesamt
mit bundesweiter Zustandigkeit ist.Weiters bestimmt auch Paragraph 6, Absatz eins a, FPG, dass Behdrde im Inland
nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlick das Bundesamt mit bundesweiter Zustandigkeit ist.

Die weitere in der Beschwerde vertretene Ansicht, wonach fur die Anordnung der Schubhaft nach § 76 Abs. 1 - im
Gegensatz zur Anordnung nach 8 76 Abs. 2 oder 2a FPG - nicht das BFA, sondern gemal38 2 AVG die
Bezirksverwaltungsbehdrde zustandig sei, geht damit ins Leere. Auch wenn in§ 76 Abs. 1 FPG das Bundesamt im
Gegensatz zu Abs. 2 und 2a nicht ausdricklich erwahnt ist, kann blof3 auf Grund dessen dem Bundesgesetzgeber nicht
einfach die Intention zugesonnen werden, er habe die sachliche Zustandigkeit zur Entscheidung Uber die Anordnung
der Schubhaft nach § 76 Abs. 1 FPG einer anderen Behorde als dem BFA (im Falle des § 76 Abs. 2 und 2a FPG) zuweisen
wollen. Weder die regelungssystematische Gesamtbetrachtung aller relevanten Normen, insbesondere des
Normengehalts des § 3 BFA-G, § 3 BFA-VG und des § 6 Abs. 1a FPG, noch die auch in der Beschwerde zitierten
erlauternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage lassen - unter Beachtung der gesetzlichen Auslegungsregeln - eine
derartige Interpretation zu. Gegen diese in der Beschwerde vertretene Ansicht spricht auch der Umstand, dass nach §
22a Abs. 4 BFA-VG das Bundesamt zum Zweck der amtswegigen Uberpriifung einer aufrechten Schubhaft dem
Bundesverwaltungsgericht die Verwaltungsakten vorzulegen hat; diese Bestimmung gilt aber véllig undifferenziert fir
Schubhaften auf Grundlage des § 76 Abs. 1, 2 und 2a FPG (siehe gleichermalen die amtswegige Haftprifung durch das
BFA gemal § 80 Abs. 6 FPG idgF).Die weitere in der Beschwerde vertretene Ansicht, wonach fir die Anordnung der
Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, - im Gegensatz zur Anordnung nach Paragraph 76, Absatz 2, oder 2a FPG -
nicht das BFA, sondern gemal Paragraph 2, AVG die Bezirksverwaltungsbehorde zustandig sei, geht damit ins Leere.
Auch wenn in Paragraph 76, Absatz eins, FPG das Bundesamt im Gegensatz zu Absatz 2 und 2 a nicht ausdrucklich
erwahnt ist, kann blof3 auf Grund dessen dem Bundesgesetzgeber nicht einfach die Intention zugesonnen werden, er
habe die sachliche Zustandigkeit zur Entscheidung tGber die Anordnung der Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins,
FPG einer anderen Behorde als dem BFA (im Falle des Paragraph 76, Absatz 2 und 2 a FPG) zuweisen wollen. Weder die
regelungssystematische Gesamtbetrachtung aller relevanten Normen, insbesondere des Normengehalts des
Paragraph 3, BFA-G, Paragraph 3, BFA-VG und des Paragraph 6, Absatz eins a, FPG, noch die auch in der Beschwerde
zitierten erlduternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage lassen - unter Beachtung der gesetzlichen
Auslegungsregeln - eine derartige Interpretation zu. Gegen diese in der Beschwerde vertretene Ansicht spricht auch
der Umstand, dass nach Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG das Bundesamt zum Zweck der amtswegigen Uberpriifung
einer aufrechten Schubhaft dem Bundesverwaltungsgericht die Verwaltungsakten vorzulegen hat; diese Bestimmung
gilt aber vollig undifferenziert fir Schubhaften auf Grundlage des Paragraph 76, Absatz eins, 2 und 2 a FPG (siehe
gleichermalen die amtswegige Haftprifung durch das BFA gemal3 Paragraph 80, Absatz 6, FPG idgF).

Aus den dargelegten Erwagungen ergibt sich daher, dass das BFA fur die (bescheidméaRige) Anordnung der Schubhaft
nach 8 76 Abs. 1 FPG sachlich zustandig istAus den dargelegten Erwagungen ergibt sich daher, dass das BFA fur die
(bescheidmaRige) Anordnung der Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG sachlich zustandig ist.

Da sich die gegenstandliche - zulassige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA (vgl. VfSlg. 10.982/1986)
richtet, ist das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls fur die Entscheidung zustandig.Da sich die gegenstandliche -
zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA vergleiche VfSlg. 10.982 aus 1986,) richtet, ist das
Bundesverwaltungsgericht jedenfalls fur die Entscheidung zustandig.

Was die in der Beschwerde relevierte Frage der rechtswirksamen Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach§ 22a
BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA anbelangt, ist zunachst festzuhalten, dass die generelle
Systematik der Schubhaftbeschwerde nach dem Muster des § 82 Abs. 1 FPG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung
zwar auch in die nunmehr geltende Regelung des § 22a BFA-VG Ubernommen wurde, im Vergleich zur friheren
Rechtslage (§ 82 Abs. 2 FPG aF) aber keine Bestimmungen mehr dem geltenden Rechtsbestand angehdren, denen
zufolge die Schubhaftbeschwerde nicht nur beim UVS, sondern auch bei der bescheiderlassenden oder der die
Schubhaft vollziehenden Behorde eingebracht werden kann. Im Gegensatz dazu bestimmt§ 22a Abs. 1 BFA-VG
lediglich, dass der Fremde das Recht hat, das Bundesverwaltungsgericht "anzurufen", welches im Fall der aufrechten
Anhaltung gemal § 22a Abs. 2 BFA-VG binnen einer Woche zu entscheiden hatWas die in der Beschwerde relevierte
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Frage der rechtswirksamen Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG beim
Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA anbelangt, ist zunachst festzuhalten, dass die generelle Systematik der
Schubhaftbeschwerde nach dem Muster des Paragraph 82, Absatz eins, FPG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung
zwar auch in die nunmehr geltende Regelung des Paragraph 22 a, BFA-VG Ubernommen wurde, im Vergleich zur
friheren Rechtslage (Paragraph 82, Absatz 2, FPG aF) aber keine Bestimmungen mehr dem geltenden Rechtsbestand
angehoren, denen zufolge die Schubhaftbeschwerde nicht nur beim UVS, sondern auch bei der bescheiderlassenden
oder der die Schubhaft vollziehenden Behdrde eingebracht werden kann. Im Gegensatz dazu bestimmt Paragraph 22
a, Absatz eins, BFA-VG lediglich, dass der Fremde das Recht hat, das Bundesverwaltungsgericht "anzurufen", welches
im Fall der aufrechten Anhaltung gemal3 Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG binnen einer Woche zu entscheiden hat.

Wenn man die Ansicht vertreten wirde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach
§ 22a BFA-VG - auch oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden
Regelungen nach dem Muster des § 82 Abs. 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist. Wenn man die Ansicht vertreten
wurde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG - auch
oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden Regelungen nach dem
Muster des Paragraph 82, Absatz 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist.

Weitgehend unstrittig erscheint unter Berlcksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage
Ubertragbaren hochstgerichtlichen Rechtsprechung (siehe v.a. VWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995,
VfSlg. 14.192/1995), dass die Schubhaftbeschwerde im Sinne des § 22a BFA-VG - wie jene nach§ 82 FPG in der bis
31.12.2013 geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"Malinahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.Weitgehend unstrittig erscheint unter
BerUcksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage Ubertragbaren hochstgerichtlichen
Rechtsprechung (siehe v.a. VwWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995, VfSlg. 14.192 aus 1995,), dass die
Schubhaftbeschwerde im Sinne des Paragraph 22 a, BFA-VG - wie jene nach Paragraph 82, FPG in der bis 31.12.2013
geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"MaRnahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.

Die in der Beschwerde vertretene Ansicht, wonach auf Grund eines "Typenzwangs der einzelnen Rechtsmittel" jedoch
keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde nach § 22a BFA-VG zu Art. 130 Abs. 1 Z 1 oder 2 B-VG méglich und deshalb
diese Regelung auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Art. 18 Abs. 1 B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht
jedoch, dass Art. 6 Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der personlichen Freiheit, BGBI. | Nr.
684/1988 (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Art. 5 Abs. 4 EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch
Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar
unabhangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994,
VfSlg. 13.698/1994, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird oder wurde, einen aus Art. 6 Abs. 1
PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach
Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen (das ist die fur die Einbringung einer
Beschwerde wegen Auslibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist)
nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.Die in der Beschwerde vertretene Ansicht,
wonach auf Grund eines "Typenzwangs der einzelnen Rechtsmittel" jedoch keine klare Zuordenbarkeit der
Beschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zu Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, oder 2 B-VG mdglich und deshalb
diese Regelung auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Artikel 18, Absatz eins, B-VG verfassungswidrig sei,
Ubersieht jedoch, dass Artikel 6, Absatz eins, des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der personlichen
Freiheit, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 684 aus 1988, (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Artikel 5, Absatz 4,
EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas
corpus"-Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar unabhangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So
hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994, ausgesprochen, dass ein Fremder, der
angehalten wird oder wurde, einen aus Artikel 6, Absatz eins, PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der
Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von
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sechs Wochen (das ist die fur die Einbringung einer Beschwerde wegen Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist) nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft
eine Beschwerde erhebt.

Aus Sicht es erkennenden Gerichtes bestehen daher keine Bedenken im Hinblick auf eine madgliche
Verfassungswidrigkeit der anzuwendenden Normen.

Gemdll 8 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.Gemald Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschaftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGBI. | 2013/33 i.d.F. BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR$§
58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. romisch eins 2013/33 in der
Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG
bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal? § 3 Bundesgesetz Uber die Einrichtung und Organisation des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl (BFA-
Einrichtungsgesetz - BFA-G) BGBI. | Nr. 87/2012 idgF obliegt dem Bundesamt die Vollziehung des BFA-VG (Z 1), die
Vollziehung des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBI.I Nr. 100 (Z 2), die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstiickes
des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr.100 (Z 3) und die Vollziehung des Grundversorgungsgesetzes - Bund
2005, BGBI.I Nr.100 (Z 4).Gemal3 Paragraph 3, Bundesgesetz Uber die Einrichtung und Organisation des Bundesamtes
far Fremdenwesen und Asyl (BFA-Einrichtungsgesetz - BFA-G) Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF obliegt
dem Bundesamt die Vollziehung des BFA-VG (Ziffer eins,), die Vollziehung des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBI.I
Nr. 100 (ziffer 2,), die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstiickes des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),
Bundesgesetzblatt romisch eins Nr.100 (Ziffer 3,) und die Vollziehung des Grundversorgungsgesetzes - Bund 2005,
BGBI.I Nr.100 (Ziffer 4,).

GemalR § 3 Abs. 2 FPG werden im Rahmen des 7., 8. und 11. Hauptstlickes dieses Bundesgesetzes die Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes fiir das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) als Behorde erster
Instanz Uber dessen Auftrag oder aus Eigenem tatig. Gemall 8 5 Abs. 1a FPG obliegt dem Bundesamt (Z 1) die
Anordnung der Abschiebung, die Feststellung der Duldung und die Vollstreckung von Ruckfihrungsentscheidungen
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von EWR-Staaten gemal3 dem 7. Hauptstuck, (Z 2) die Erlassung von aufenthaltsbeendenden MaBnahmen gemal dem
8. Hauptstlick und (Z 3) die Ausstellung von 6sterreichischen Dokumenten fir Fremde gemald dem 11. Hauptstuck.
Gemal} § 6 Abs. 1a FPG ist das Bundesamt Behdrde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstick mit bundesweiter
Zustandigkeit.Gemal} Paragraph 3, Absatz 2, FPG werden im Rahmen des 7., 8. und 11. Hauptstiickes dieses
Bundesgesetzes die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes fur das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
(Bundesamt) als Behodrde erster Instanz Uber dessen Auftrag oder aus Eigenem tatig. GemaR Paragraph 5, Absatz eins
a, FPG obliegt dem Bundesamt (Ziffer eins,) die Anordnung der Abschiebung, die Feststellung der Duldung und die
Vollstreckung von Ruckfihrungsentscheidungen von EWR-Staaten gemafl dem 7. Hauptstlck, (Ziffer 2,) die Erlassung
von aufenthaltsbeendenden Malinahmen gemalR dem 8. Hauptstick und (Ziffer 3,) die Ausstellung von
Osterreichischen Dokumenten fir Fremde gemaR dem 11. Hauptstiick. Gemal3 Paragraph 6, Absatz eins a, FPG ist das
Bundesamt Behdrde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstiick mit bundesweiter Zustandigkeit.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustadndigkeit der Behorde gegeben findet, hat es
gemal § 27 VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs.1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen. GemaR § 9 Abs.1 VwWGVG hat die
Beschwerde u.a. (Z 3) die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie (Z 4) das Begehren zu
enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,
BGBI. | Nr. 51/2012, wurde zu§ 27 VwWGVG ausgefiihrt: "Der vorgeschlagene § 27 legt den Prifungsumfang des
Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde (vgl. 8 66 Abs. 4 AVG) soll die
Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein."Soweit das
Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, hat es gemaR
Paragraph 27, VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Auslbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (Paragraph 9,
Absatz 3,) zu Uberprifen. GemaR Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat die Beschwerde u.a. (Ziffer 3,) die Grinde, auf
die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt, sowie (Ziffer 4,) das Begehren zu enthalten. In den erlduternden
Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
51 aus 2012,, wurde zu Paragraph 27, VwGVG ausgefihrt: "Der vorgeschlagene Paragraph 27, legt den
Prifungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche
Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde
beschrankt sein.”

3.2. Zu Spruchpunkt 1.:3.2. Zu Spruchpunkt romisch eins.:

3.2.1. GemaR & 22a Abs. 1 BFA-VG hat der Fremde das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der
Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn,3.2.1. Gemal
Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG hat der Fremde das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der
Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn,

er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptstiick des FPG angeordnet wurde.

Gemald § 22a Abs. 2 BFA-VG hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft
binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.GemaR Paragraph 22 a,
Absatz 2, BFA-VG hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft binnen
einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hétte vorher geendet.

Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemalR8 22a Abs. 3 BFA-VG jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flir die Fortsetzung der Schubhaft mafgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemaR Paragraph
22 a, Absatz 3, BFA-VG jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der
Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.
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GemalR § 22a Abs. 5 BFA-VG ist gegen die Anordnung der Schubhaft eine Vorstellung nicht zuldssigGemald Paragraph
22 a, Absatz 5, BFA-VG ist gegen die Anordnung der Schubhaft eine Vorstellung nicht zulassig.

Hat der Fremde einen Zustellbevollmachtigten, so gilt gemaR8 11 Abs. 8 BFA-VG die Zustellung eines
Schubhaftbescheides auch in dem Zeitpunkt als vollzogen, in dem eine Ausfertigung dem Fremden tatsachlich
zugekommen ist. Die Zustellung einer weiteren Ausfertigung an den Zustellungsbevollmachtigten ist in diesen Fallen
unverziglich zu veranlassen.Hat der Fremde einen Zustellbevollmachtigten, so gilt gemal Paragraph 11, Absatz 8, BFA-
VG die Zustellung eines Schubhaftbescheides auch in dem Zeitpunkt als vollzogen, in dem eine Ausfertigung dem
Fremden tatsachlich zugekommen ist. Die Zustellung einer weiteren Ausfertigung an den Zustellungsbevollmachtigten

ist in diesen Fallen unverziglich zu veranlassen.

3.2.2. GemalR§ 76 Abs. 1 FPG kénnen Fremde festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies
notwendig ist, um das Verfahren =zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung, einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder
um die Abschiebung zu sichern. Uber Fremde, die sich rechtm&Rig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft
verhangt werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren
entziehen.3.2.2. Gemal Paragraph 76, Absatz eins, FPG konnen Fremde festgenommen und angehalten werden
(Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um das Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, einer Anordnung
zur Aullerlandesbringung, einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit
oder um die Abschiebung zu sichern. Uber Fremde, die sich rechtmé&Rig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft
verhangt werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren entziehen.

Gemal’ § 76 Abs. 3 FPG ist die Schubhaft mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaf3§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn,
der Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemdR§ 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als
widerrufen.Gemal Paragraph 76, Absatz 3, FPG ist die Schubhaft mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaf
Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung
aus anderem Grund nicht blo3 kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal Paragraph 57, AVG
gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

Wird eine Rilckkehrentscheidung, eine Anordnung zur AuRerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt laut § 76
Abs. 5 FPG die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der
Abschiebung verhangt.Wird eine Ruckkehrentscheidung, eine Anordnung zur Auf3erlandesbringung, eine Ausweisung
oder ein Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt
laut Paragraph 76, Absatz 5, FPG die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur
Sicherung der Abschiebung verhangt.

Gemal’ Art. 2 Abs. 1 Z 7 des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der persénlichen Freiheit (im Folgenden:
PersFrBVG), BGBI. | Nr. 684/1988, darf die personliche Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene
Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder Auslieferung zu
sichern.Gemal Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der personlichen
Freiheit (im Folgenden: PersFrBVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 684 aus 1988,, darf die persdnliche Freiheit einem
Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte
Ausweisung oder Auslieferung zu sichern.

Gemald Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren,
in dem durch ein Gericht oder durch eine andere unabhdngige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des
Freiheitsentzuges entschieden und im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung
hat binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.GemaR Artikel 6, Absatz eins,
PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein
Gericht oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des Freiheitsentzuges entschieden und
im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche zu ergehen,
es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.

Gemald Art. 5 Abs. 1 lit. f der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: EMRK),
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BGBI. Nr. 210/1958 idgF, darf die Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden,
wenn er rechtmaRig festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran zu hindern, unberechtigt in
das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen ihn schwebenden Ausweisungs- oder
Auslieferungsverfahren betroffen ist.Gemal3 Artikel 5, Absatz eins, Litera f, der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: EMRK), Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, idgF, darf die
Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn er rechtmaRig
festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran zu hindern, unberechtigt in das Staatsgebiet
einzudringen oder weil er von einem gegen ihn schwebenden Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren betroffen ist.

Gemal Art. 5 Abs. 4 EMRK hat jedermann, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein
Verfahren zu beantragen, in dem von einem Gericht ehetunlich Gber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird
und im Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung angeordnet wird.GemaR Artikel 5, Absatz 4, EMRK hat jedermann,
dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein Verfahren zu beantragen, in dem von
einem Gericht ehetunlich Gber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird und im Falle der Widerrechtlichkeit seine
Entlassung angeordnet wird.

Gemal’ § 77 Abs. 1 FPG hat das Bundesamt bei Vorliegen der in § 76 genannten Griinde gelindere Mittel anzuordnen,
wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht
werden kann. Gegen mundige Minderjahrige bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres hat das Bundesamt gelindere
Mittel anzuwenden, es sei denn bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit
nicht erreicht werden kann; diesfalls gilt § 80 Abs. 2 Z 1 FPG.GemalR Paragraph 77, Absatz eins, FPG hat das Bundesamt
bei Vorliegen der in Paragraph 76, genannten Grtinde gelindere Mittel anzuordnen, wenn es Grund zur Annahme hat,
dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann. Gegen miindige
Minderjahrige bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres hat das Bundesamt gelindere Mittel anzuwenden, es sei denn
bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden kann;
diesfalls gilt Paragraph 80, Absatz 2, Ziffer eins, FPG.

GemaR§ 77 Abs. 2 FPG ist Voraussetzung fir die Anordnung gelinderer Mittel, dass der Fremde seiner
erkennungsdienstlichen Behandlung zustimmt, es sei denn, diese ware bereits aus dem Grunde des§ 24 Abs. 1 Z 4
BFA-VG von Amts wegen erfolgt.Gemal Paragraph 77, Absatz 2, FPG ist Voraussetzung fur die Anordnung gelinderer
Mittel, dass der Fremde seiner erkennungsdienstlichen Behandlung zustimmt, es sei denn, diese ware bereits aus dem
Grunde des Paragraph 24, Absatz eins, Ziffer 4, BFA-VG von Amts wegen erfolgt.

GemaR § 77 Abs. 3 FPG sind gelindere Mittel insbesondere die Anordnung, (Z 1) in vom Bundesamt bestimmten
Radumen Unterkunft zu nehmen, (Z 2) sich in periodischen Abstdnden bei einer Dienststelle einer
Landespolizeidirektion zu melden oder (Z 3) eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt zu
hinterlegen.GemafR Paragraph 77, Absatz 3, FPG sind gelindere Mittel insbesondere die Anordnung, (Ziffer eins,) in
vom Bundesamt bestimmten Rdumen Unterkunft zu nehmen, (Ziffer 2,) sich in periodischen Abstanden bei einer
Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden oder (Ziffer 3,) eine angemessene finanzielle Sicherheit beim
Bundesamt zu hinterlegen.

Kommt der Fremde gemaR§ 77 Abs. 4 FPG seinen Verpflichtungen nach Abs. 3 nicht nach oder leistet er ohne
ausreichende Entschuldigung einer ihm zugegangenen Ladung zum Bundesamt, in der auf diese Konsequenz
hingewiesen wurde, nicht Folge, ist die Schubhaft anzuordnen. Fur die in der Unterkunft verbrachte Zeit gilt 8 80 mit
der MalRgabe, dass die Dauer der Zulassigkeit verdoppelt wird. Kommt der Fremde gemaf Paragraph 77, Absatz 4, FPG
seinen Verpflichtungen nach Absatz 3, nicht nach oder leistet er ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm
zugegangenen Ladung zum Bundesamt, in der auf diese Konsequenz hingewiesen wurde, nicht Folge, ist die Schubhaft
anzuordnen. Fir die in der Unterkunft verbrachte Zeit gilt Paragraph 80, mit der Mal3gabe, dass die Dauer der
Zulassigkeit verdoppelt wird.

GemaR § 77 Abs. 5 FPG steht die Anwendung eines gelinderen Mittels der fur die Durchsetzung der Abschiebung
erforderlichen Austibung von Befehls- und Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser
MalRnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen aufgetragen werden, sich fUr insgesamt 72 Stunden nicht
Ubersteigende Zeitrdume an bestimmten Orten aufzuhalten.GemaR Paragraph 77, Absatz 5, FPG steht die Anwendung
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eines gelinderen Mittels der fur die Durchsetzung der Abschiebung erforderlichen Austbung von Befehls- und
Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser MaRnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen
aufgetragen werden, sich flr insgesamt 72 Stunden nicht Ubersteigende Zeitraume an bestimmten Orten aufzuhalten.

Gemal’ 8 77 Abs. 6 FPG hat sich zur Erfullung der Meldeverpflichtung gemaR Abs. 3 Z 2 der Fremde in periodischen, 24
Stunden nicht unterschreitenden Abstanden bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu
melden. Die dafur notwendigen Angaben, wie insbesondere die zustandige Dienststelle einer Landespolizeidirektion
sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (8 63 Abs. 2
AVG) mitzuteilen. Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfillung fir den Fremden
nachweislich nicht méglich oder nicht zumutbar war.Gemal3 Paragraph 77, Absatz 6, FPG hat sich zur Erfillung der
Meldeverpflichtung gemaR Absatz 3, Ziffer 2, der Fremde in periodischen, 24 Stunden nicht unterschreitenden
Absténden bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die daflir notwendigen
Angaben, wie insbesondere die zustandige Dienststelle einer Landespolizeidirektion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der
Meldung, sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63, Absatz 2, AVG) mitzuteilen.
Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erflullung fir den Fremden nachweislich nicht
moglich oder nicht zumutbar war.

GemaR § 77 Abs. 7 FPG kénnen die ndheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Sicherheit
gemal Abs. 3 Z 3 regeln, der Bundesminister fir Inneres durch Verordnung festlegen.GemaR Paragraph 77, Absatz 7,
FPG konnen die naheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Sicherheit gemald Absatz 3, Ziffer
3, regeln, der Bundesminister fir Inneres durch Verordnung festlegen.

Gemal3 § 77 Abs. 8 FPG ist das gelindere Mittel mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaRg 57 AVG zu erlassen, es sei
denn, der Fremde befdnde sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR
kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Bescheide gemal3§ 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als
widerrufen.GemaR Paragraph 77, Absatz 8, FPG ist das gelindere Mittel mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR
Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung
aus anderem Grund nicht bloRR kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Bescheide gemaR Paragraph 57, AVG gelten 14
Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

GemaR § 77 Abs. 9 FPG kdnnen die Landespolizeidirektionen betreffend die Radumlichkeiten zur Unterkunftnahme
gemal Abs. 3 Z 1 Vorsorge treffen.GemaR Paragraph 77, Absatz 9, FPG kdnnen die Landespolizeidirektionen
betreffend die Raumlichkeiten zur Unterkunftnahme gemaf3 Absatz 3, Ziffer eins, Vorsorge treffen.

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen Schubhafttatbestandes (&
76 Abs. 1, 2 oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme oder einer
Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung der Schubhaft muss ein konkreter
Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Bericksichtigung der Umstande des jeweiligen
Einzelfalls verhaltnismaRig sein. Dabei sind das &ffentliche Interesse an der Sicherung der AuRerlandesschaffung des
Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner persénlichen Freiheit
abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa
durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht werden, ist die Anordnung der Schubhaft nicht
zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VwGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).Die
Anhaltung in Schubhaft ist nach Mal3gabe der grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG
und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zuldssig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen
Schubhafttatbestandes (Paragraph 76, Absatz eins, 2, oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme oder einer Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung
der Schubhaft muss ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Berutcksichtigung
der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismal3ig sein. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden,
ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,; VwGH 22.01.2009, ZI.
2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).
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In seinem Erkenntnis vom 02.08.2013, ZI.2013/21/0008 stellte der Verwaltungsgerichtshof zu den Voraussetzungen
der Schubhaft nach § 76 FPG klar: "Fur die Tatbestande des § 76 Abs. 2a FrPolG 2005 insgesamt ist charakteristisch,
dass die Behorde bei Vorliegen der Voraussetzungen die Schubhaft anzuordnen "hat". Insoweit unterscheidet sich § 76
Abs. 2a FrPolG 2005 strukturell von § 76 Abs. 1 und § 76 Abs. 2 FrPolG 2005, wo vorgesehen ist, dass Schubhaft unter
den dort naher umschriebenen Bedingungen verhangt werden "kann". Demgegenuber findet sich in 8 76 Abs. 2a
FrPolG 2005 insoweit eine Parallele zu 8 76 Abs 1 FrPolG 2005, als dort - explizit - die Verhdngung von Schubhaft an das
Kriterium ihrer "Notwendigkeit" fur die Sicherung des Verfahrens oder zur Sicherung der Abschiebung geknipft wird.
Das ist in 8 76 Abs. 2 FrPolG 2005 nicht der Fall. Alle Schubhafttatbestande sind indes iSd Art 1 und des Art 2 Abs. 127
PersFrSchG 1988 auszulegen. Insbesondere ist in diesem Zusammenhang auf Art 1 Abs. 3 PersFrSchG 1988
hinzuweisen, aus dem sich das fur alle Freiheitsentziehungen geltende Gebot der Notwendigkeit und
VerhaltnismaRigkeit ergibt, deren Prufung im Einzelfall eine entsprechende Interessenabwagung verlangt. Fur die
Schubhaft ergibt sich das im Ubrigen auch noch aus der Wendung "... wenn dies notwendig ist, um ..." in Art 2 Abs. 1 Z
7 PersFrSchG 1988. Dementsprechend hat der VfGH - nachdem er bereits in seinem Erkenntnis vom 24.06.2006, B
362/06, die Verpflichtung der Behdrden betont hatte, von der Anwendung der Schubhaft jedenfalls Abstand zu
nehmen, wenn sie im Einzelfall nicht notwendig und verhaltnismaRig ist - in seinem Erkenntnis vom 15.06.2007, B
1330/06 und B 1331/06, klargestellt, dass die Behdrden in allen Fallen des 8 76 Abs. 2 FrPolG 2005 unter
Bedachtnahme auf das verfassungsrechtliche Gebot der VerhaltnismaRigkeit verpflichtet sind, eine einzelfallbezogene
Abwagung zwischen dem offentlichen Interesse an der Sicherung des Verfahrens und der Schonung der personlichen
Freiheit des Betroffenen vorzunehmen. Der VWGH hat dazu beginnend mit dem Erkenntnis vom 30.08.2007,
2007/21/0043, mehrfach festgehalten, dass die Schubhaft auch dann, wenn sie auf einen der Tatbestande des § 76
Abs. 2 FrPolG 2005 gestutzt werden soll, stets nur ultima ratio sein durfe." (VwGH 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008)In
seinem Erkenntnis vom 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008 stellte der Verwaltungsgerichtshof zu den Voraussetzungen der
Schubhaft nach Paragraph 76, FPG klar: "Fur die Tatbestande des Paragraph 76, Absatz 2 a, FrPolG 2005 insgesamt ist
charakteristisch, dass die Behdrde bei Vorliegen der Voraussetzungen die Schubhaft anzuordnen "hat". Insoweit
unterscheidet sich Paragraph 76, Absatz 2 a, FrPolG 2005 strukturell von Paragraph 76, Absatz eins und Paragraph 76,
Absatz 2, FrPolG 2005, wo vorgesehen ist, dass Schubhaft unter den dort ndher umschriebenen Bedingungen verhangt
werden "kann". Demgegenuber findet sich in Paragraph 76, Absatz 2 a, FrPolG 2005 insoweit eine Parallele zu
Paragraph 76, Absatz eins, FrPolG 2005, als dort - explizit - die Verhdngung von Schubhaft an das Kriterium ihrer
"Notwendigkeit" fur die Sicherung des Verfahrens oder zur Sicherung der Abschiebung geknlpft wird. Das ist in
Paragraph 76, Absatz 2, FrPolG 2005 nicht der Fall. Alle Schubhafttatbestande sind indes iSd Artikel eins und des Artikel
2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrSchG 1988 auszulegen. Insbesondere ist in diesem Zusammenhang auf Artikel eins,
Absatz 3, PersFrSchG 1988 hinzuweisen, aus dem sich das fur alle Freiheitsentziehungen geltende Gebot der
Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit ergibt, deren Prifung im Einzelfall eine entsprechende Interessenabwagung
verlangt. Fur die Schubhaft ergibt sich das im Ubrigen auch noch aus der Wendung "... wenn dies notwendig ist, um ..."
in Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrSchG 1988. Dementsprechend hat der VfGH - nachdem er bereits in seinem
Erkenntnis vom 24.06.2006, B 362/06, die Verpflichtung der Behdrden betont hatte, von der Anwendung der Schubhaft
jedenfalls Abstand zu nehmen, wenn sie im Einzelfall nicht notwendig und verhaltnismaRig ist - in seinem Erkenntnis
vom 15.06.2007, B 1330/06 und B 1331/06, klargestellt, dass die Behorden in allen Féllen des Paragraph 76, Absatz 2,
FrPolG 2005 unter Bedachtnahme auf das verfassungsrechtliche Gebot der VerhaltnismaRigkeit verpflichtet sind, eine
einzelfallbezogene Abwagung zwischen dem &ffentlichen Interesse an der Sicherung des Verfahrens und der Schonung
der personlichen Freiheit des Betroffenen vorzunehmen. Der VWGH hat dazu beginnend mit dem Erkenntnis vom
30.08.2007, 2007/21/0043, mehrfach festgehalten, dass die Schubhaft auch dann, wenn sie auf einen der Tatbestande
des Paragraph 76, Absatz 2, FrPolG 2005 gestutzt werden soll, stets nur ultima ratio sein durfe." (VwGH 02.08.2013, ZI.
2013/21/0008)

Schubhaft darf stets nur "ultima ratio" sein (vgl. VwGH 02.08.2013, ZI2013/21/0054; VwGH 11.06.2013, ZI.
2012/21/0114, VwGH 24.02.2011, ZI.2010/21/0502; VwGH 17.03.2009, ZI.2007/21/0542; VwGH 30.08.2007,
2007/21/0043). Daraus leitete der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 19.05.2011, ZI.2008/21/0527,
unter Hervorhebung der in§ 80 Abs. 1 FPG 2005 ausdricklich festgehaltenen behdérdliche Verpflichtung, darauf
hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie moglich dauert, insbesondere auch ab, "dass die Behdrde schon von
vornherein angehalten ist, im Fall der beabsichtigten Abschiebung eines Fremden ihre Vorgangsweise nach Moglichkeit
so einzurichten, dass Schubhaft Uberhaupt unterbleiben kann. Unterlasst sie das, so erweist sich die Schubhaft als
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unverhaltnismalig"(VwGH vom 19.05.2011, ZI. 2008/21/0527). Bereits im Erkenntnis des VwGH vom 27.01.2011, ZI.
2008/21/0595, wurde dazu klargestellt, dass der Schubhaft nicht der Charakter einer Straf- oder Beugehaft zu kommt,
"weshalb ohne besondere Anhaltspunkte fiir eine absehbare Anderung der Einstellung des Fremden die Haft nicht
allein im Hinblick darauf aufrechterhalten werden darf, diese 'Einstellungsanderung' durch Haftdauer zu erwirken.
(Hier: Der Fremde hatte, nachdem er nach zwei Monaten nicht aus der Schubhaft entlassen worden war, seine
vorgetauschte Mitwirkungsbereitschaft aufgegeben und zu erkennen gegeben, dass er nicht in den Kamerun
zuruckkehren wolle und auch nicht an einer Identitatsfestellung mitwirken werde. Die mangelnde Kooperation des
Fremden gipfelte schlieBlich in der Verweigerung jeglicher Angaben. Die belangte Behorde hat in Folge bis zu einem
neuerlichen Einvernahmeversuch zugewartet ohne zwischenzeitig auf Basis der vorhandenen Daten zwecks Erstellung
eines Heimreisezertifikates an die Botschaft von Kamerun heranzutreten oder sonst erkennbare Schritte in Richtung
Bewerkstelligung einer Abschiebung zu setzen. In diesem Verhalten der belangten Behdérde ist eine unangemessne
Verzdgerung zu erblicken)." (VwGH vom 27.01.2011, ZI. 2008/21/0595; vgl. dazu etwa auch VwGH 19.04.2012,
2009/21/0047).Schubhaft darf stets nur "ultima ratio" sein vergleiche VwGH 02.08.2013, ZI1.2013/21/0054; VwGH
11.06.2013, ZI.2012/21/0114, VwGH 24.02.2011, ZI.2010/21/0502; VwGH 17.03.2009, ZI.2007/21/0542; VwGH
30.08.2007,2007/21/0043). Daraus leitete der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 19.05.2011, ZI.
2008/21/0527, unter Hervorhebung der in Paragraph 80, Absatz eins, FPG 2005 ausdricklich festgehaltenen
behordliche Verpflichtung, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie méglich dauert, insbesondere auch ab,
"dass die Behdrde schon von vornherein angehalten ist, im Fall der beabsichtigten Abschiebung eines Fremden ihre
Vorgangsweise nach Moglichkeit so einzurichten, dass Schubhaft Gberhaupt unterbleiben kann. Unterlasst sie das, so
erweist sich die Schubhaft als unverhaltnismaRig"(VwGH vom 19.05.2011, ZI. 2008/21/0527). Bereits im Erkenntnis des
VwWGH vom 27.01.2011, ZI. 2008/21/0595, wurde dazu klargestellt, dass der Schubhaft nicht der Charakter einer Straf-
oder Beugehaft zu kommt, "weshalb ohne besondere Anhaltspunkte fiir eine absehbare Anderung der Einstellung des
Fremden die Haft nicht allein im Hinblick darauf aufrechterhalten werden darf, diese 'Einstellungsanderung' durch
Haftdauer zu erwirken. (Hier: Der Fremde hatte, nachdem er nach zwei Monaten nicht aus der Schubhaft entlassen
worden war, seine vorgetauschte Mitwirkungsbereitschaft aufgegeben und zu erkennen gegeben, dass er nicht in den
Kamerun zurlckkehren wolle und auch nicht an einer Identitatsfestellung mitwirken werde. Die mangelnde
Kooperation des Fremden gipfelte schlieBlich in der Verweigerung jeglicher Angaben. Die belangte Behdrde hat in
Folge bis zu einem neuerlichen Einvernahmeversuch zugewartet ohne zwischenzeitig auf Basis der vorhandenen Daten
zwecks Erstellung eines Heimreisezertifikates an die Botschaft von Kamerun heranzutreten oder sonst erkennbare
Schritte in Richtung Bewerkstelligung einer Abschiebung zu setzen. In diesem Verhalten der belangten Behorde ist eine
unangemessne Verzogerung zu erblicken)." (VWGH vom 27.01.2011, ZI. 2008/21/0595; vergleiche dazu etwa auch
VWGH 19.04.2012, 2009/21/0047).

Das Bestehen eines Sicherungsbedarfes setzt die gerechtfertigte Annahme voraus, der Fremde werde sich dem
Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme bzw. nach deren Vorliegen der Abschiebung
(insbesondere) durch Untertauchen entziehen oder es/sie zumindest wesentlich erschweren. Fehlende
Ausreisewilligkeit fur sich allein erfullt dieses Erfordernis noch nicht. Die blofRe (Absicht der) Nichtbefolgung eines
Ausreisebefehls vermag somit fur sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen, sondern der
Sicherungsbedarf muss in weiteren Umstanden begriindet sein. Von bloRer Ausreiseunwilligkeit kann nicht die Rede
sein, wenn ein Fremder einen bereits in die Wege geleiteten Abschiebevorgang durch Akte der Selbstbeschadigung
oder durch mehrfache passive Widerstandshandlungen vereitelt (Vgl. VwGH vom 30.08.2011, ZI. 2008/21/0588). Fur die
Bejahung eines Sicherungsbedarfs kommen im Anwendungsbereich des§ 76 Abs. 1 FPG insbesondere das Fehlen
ausreichender familiarer, sozialer, oder beruflicher Anknipfungspunkte im Bundesgebiet, das Nichtvorhandensein
eines gesicherten Wohnsitzes bzw. Mittellosigkeit in Betracht, was die Beflrchtung, es bestehe das Risiko des
Untertauchens eines Fremden, rechtfertigen kann (vgl. VwGH 02.08.2013, ZI.2013/21/0008, VwGH 19.03.2013, ZI
2011/21/0260, VWGH 30.08.2011, ZI.2008/21/0107). In Bezug auf noch nicht lange in Osterreich aufhiltige Asylwerber,
die Anspruch auf Grundversorgung haben, stellen die Mittellosigkeit und die fehlende soziale Integration keine
tragfahigen Grinde fur das Bestehen eines Sicherungsbedarfs dar (vgl. VwGH 20.10.2011, ZI. 2008/21/0191; VwGH
28.05.2008, ZI.2007/21/0233; VwGH 28.02.2008, ZI. 28.02.2008)Das Bestehen eines Sicherungsbedarfes setzt die
gerechtfertigte Annahme voraus, der Fremde werde sich dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRinahme bzw. nach deren Vorliegen der Abschiebung (insbesondere) durch Untertauchen entziehen oder es/sie
zumindest wesentlich erschweren. Fehlende Ausreisewilligkeit fur sich allein erfillt dieses Erfordernis noch nicht. Die
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bloRRe (Absicht der) Nichtbefolgung eines Ausreisebefehls vermag somit fir sich genommen die Verhangung der
Schubhaft nicht zu rechtfertigen, sondern der Sicherungsbedarf muss in weiteren Umstanden begriindet sein. Von
bloRRer Ausreiseunwilligkeit kann nicht die Rede sein, wenn ein Fremder einen bereits in die Wege geleiteten
Abschiebevorgang durch Akte der Selbstbeschadigung oder durch mehrfache passive Widerstandshandlungen
vereitelt (Vgl. VWGH vom 30.08.2011, ZI.2008/21/0588). Fur die Bejahung eines Sicherungsbedarfs kommen im
Anwendungsbereich des Paragraph 76, Absatz eins, FPG insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer,
oder beruflicher Anknipfungspunkte im Bundesgebiet, das Nichtvorhandensein eines gesicherten Wohnsitzes bzw.
Mittellosigkeit in Betracht, was die Befurchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines Fremden, rechtfertigen
kann vergleiche VwGH 02.08.2013, ZI.2013/21/0008, VwGH 19.03.2013, ZI2011/21/0260, VwGH 30.08.2011, ZI.
2008/21/0107). In Bezug auf noch nicht lange in Osterreich aufhaltige Asylwerber, die Anspruch auf Grundversorgung
haben, stellen die Mittellosigkeit und die fehlende soziale Integration keine tragfédhigen Griinde fur das Bestehen eines
Sicherungsbedarfs dar vergleiche VwGH 20.10.2011, ZI. 2008/21/0191; VwGH 28.05.2008, ZI.2007/21/0233; VwGH
28.02.2008, ZI. 28.02.2008).

Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei Prifung des
Sicherungsbedarfs freilich auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen. Wiederholtes Nichtbeachten von
(gesetzlichen) Regeln und behérdlichen Anordnungen (vgl. VwGH 25.03.2010, ZI.2009/21/0121), (jahrelange)
dauerhafte Abwesenheit von der Meldeadresse (vgl. VwGH 22.03.2011, ZI. 2008/21/0079) sowie sonstiges Verhalten in
der Vergangenheit, das auf ein "Untertauchen" hindeutet, kénnen einen Sicherungsbedarf nahe legen. Auch dass der
Fremde nicht unmittelbar nach seiner Einreise in das Bundesgebiet mit den &sterreichischen Behdrden in Kontakt
getreten ist kann im Rahmen des § 76 Abs. 2 FrPolG 2005 grundsatzlich fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs
Bedeutung haben (VwGH 20.10.2011, 2008/21/0191). Ebenso kann in diesem Zusammenhang der Frage, ob der
Asylwerber in seinem Verfahren von Anfang an wahrheitsgemafl3e Angaben Uber seinen Fluchtweg sowie in anderen
Landern erfolgte Asylantragstellungen gemacht hat, Gewicht zukommen (vgl. etwa VwGH 20.10.2011, ZI.
2008/21/0191). Nicht nahe liegt hingegen, dass ein Fremder, der sein Untertauchen plant, dennoch aus freien Stlicken
eine Sicherheitsbehdrde aufsucht (vgl. VWGH 19.03.2013, ZI 2011/21/0260).Abgesehen von der damit angesprochenen
Integration des Fremden in Osterreich ist bei Priifung des Sicherungsbedarfs freilich auch sein bisheriges Verhalten in
Betracht zu ziehen. Wiederholtes Nichtbeachten von (gesetzlichen) Regeln und behérdlichen Anordnungen vergleiche
VwWGH 25.03.2010, ZI.2009/21/0121), (jahrelange) dauerhafte Abwesenheit von der Meldeadresse vergleiche VwGH
22.03.2011, ZI. 2008/21/0079) sowie sonstiges Verhalten in der Vergangenheit, das auf ein "Untertauchen" hindeutet,
kdénnen einen Sicherungsbedarf nahe legen. Auch dass der Fremde nicht unmittelbar nach seiner Einreise in das
Bundesgebiet mit den dsterreichischen Behorden in Kontakt getreten ist kann im Rahmen des Paragraph 76, Absatz 2,
FrPolG 2005 grundsatzlich fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs Bedeutung haben (VwGH 20.10.2011,
2008/21/0191). Ebenso kann in diesem Zusammenhang der Frage, ob der Asylwerber in seinem Verfahren von Anfang
an wahrheitsgemalle Angaben Uber seinen Fluchtweg sowie in anderen Landern erfolgte Asylantragstellungen
gemacht hat, Gewicht zukommen vergleiche etwa VWGH 20.10.2011, ZI. 2008/21/0191). Nicht nahe liegt hingegen, dass
ein Fremder, der sein Untertauchen plant, dennoch aus freien Stlicken eine Sicherheitsbehdrde aufsucht vergleiche
VwGH 19.03.2013, ZI 2011/21/0260).

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt judiziert, dass die Schubhaft keinesfalls dazu dienen kénne, Fremde von
der Begehung weiterer Straftaten in Osterreich bis zur AuRerlandesbringung abzuhalten (vgl. VwGH 17.03.2009, ZI.
2007/21/0542; VwGH 07.02.2008, ZI1.2007/21/0446), zumal die Annahme, die Schubhaft sei aus Grinden der
offentlichen Ordnung und Sicherheit geboten, nach dem Gesetz keinen tauglichen Schubhaftzweck darstellt.
Strafrechtliches Verhalten kann aber im Rahmen einer VerhaltnismaRigkeitspriufung insofern Bedeutung zukommen,
als eine erhebliche Delinquenz des Fremden das Gewicht des offentlichen Interesses an der Effektivitat seiner
(baldigen) Abschiebung - in Abhangigkeit von der Schwere der Straftaten - mal3geblich vergrofRern kann (vgl. VwGH
22.03.2011,  ZI.2008/21/0079; VwGH 23.09.2010, ZI.2009/21/0280, VwGH 25.03.2010, ZI.2009/21/0121)Der
Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt judiziert, dass die Schubhaft keinesfalls dazu dienen kénne, Fremde von der
Begehung weiterer Straftaten in Osterreich bis zur AuRerlandesbringung abzuhalten vergleiche VWGH 17.03.2009, ZI.
2007/21/0542; VwGH 07.02.2008, ZI1.2007/21/0446), zumal die Annahme, die Schubhaft sei aus Grinden der
offentlichen Ordnung und Sicherheit geboten, nach dem Gesetz keinen tauglichen Schubhaftzweck darstellt.
Strafrechtliches Verhalten kann aber im Rahmen einer VerhaltnismaRigkeitsprifung insofern Bedeutung zukommen,
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als eine erhebliche Delinquenz des Fremden das Gewicht des offentlichen Interesses an der Effektivitat seiner
(baldigen) Abschiebung - in Abhangigkeit von der Schwere der Straftaten - malgeblich vergrofRern kann vergleiche
VwGH 22.03.2011, ZI. 2008/21/0079; VwWGH 23.09.2010, ZI.2009/21/0280, VWGH 25.03.2010, ZI.2009/21/0121)

"Die Entscheidung Uber die Anwendung gelinderer Mittel iSd 8 77 Abs 1 FrPolG 2005 ist eine Ermessensentscheidung.
Auch die Anwendung gelinderer Mittel setzt das Vorliegen eines Sicherungsbedurfnisses voraus. Fehlt ein
Sicherungsbedarf, dann darf weder Schubhaft noch ein gelinderes Mittel verhangt werden. Insoweit besteht kein
Ermessensspielraum. Der Behérde kommt aber auch dann kein Ermessen zu, wenn der Sicherungsbedarf im
Verhéltnis zum Eingriff in die persoénliche Freiheit nicht groR genug ist, um die Verhangung von Schubhaft zu
rechtfertigen. Das ergibt sich schon daraus, dass Schubhaft immer ultima ratio sein muss (Hinweis E 17.03.2009,
2007/21/0542; E 30.08.2007,2007/21/0043). Mit anderen Worten: Kann das zu sichernde Ziel auch durch die
Anwendung gelinderer Mittel erreicht werden, dann wére es rechtswidrig, Schubhaft zu verhdngen; in diesem Fall hat
die Behdrde lediglich die Anordnung des gelinderen Mittels vorzunehmen (Hinweis E 28.05.2008, 2007/21/0246). Der
Ermessenspielraum besteht also flr die Behdrde nur insoweit, als trotz eines die Schubhaft rechtfertigenden
Sicherungsbedarfs davon Abstand genommen und blof3 ein gelinderes Mittel angeordnet werden kann. Diesbeziglich
liegt eine Rechtswidrigkeit nur dann vor, wenn die eingerdumten Grenzen des Ermessens Uberschritten wurden, also
nicht vom Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht wurde" (VwGH 11.06.2013, ZI. 2012/21/0114, vgl. auch
VwGH vom 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008)."Die Entscheidung tber die Anwendung gelinderer Mittel iSd Paragraph 77,
Absatz eins, FrPolG 2005 ist eine Ermessensentscheidung. Auch die Anwendung gelinderer Mittel setzt das Vorliegen
eines Sicherungsbedurfnisses voraus. Fehlt ein Sicherungsbedarf, dann darf weder Schubhaft noch ein gelinderes
Mittel verhangt werden. Insoweit besteht kein Ermessensspielraum. Der Behoérde kommt aber auch dann kein
Ermessen zu, wenn der Sicherungsbedarf im Verhaltnis zum Eingriff in die persénliche Freiheit nicht grold genug ist, um
die Verhdangung von Schubhaft zu rechtfertigen. Das ergibt sich schon daraus, dass Schubhaft immer ultima ratio sein
muss (Hinweis E 17.03.2009, 2007/21/0542; E 30.08.2007,2007/21/0043). Mit anderen Worten: Kann das zu sichernde
Ziel auch durch die Anwendung gelinderer Mittel erreicht werden, dann ware es rechtswidrig, Schubhaft zu verhangen;
in diesem Fall hat die Behdrde lediglich die Anordnung des gelinderen Mittels vorzunehmen (Hinweis E 28.05.2008,
2007/21/0246). Der Ermessenspielraum besteht also fur die Behdrde nur insoweit, als trotz eines die Schubhaft
rechtfertigenden Sicherungsbedarfs davon Abstand genommen und bloR ein gelinderes Mittel angeordnet werden
kann. Diesbeziglich liegt eine Rechtswidrigkeit nur dann vor, wenn die eingerdumten Grenzen des Ermessens
Uberschritten wurden, also nicht vom Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht wurde" (VwGH 11.06.2013,
ZI.2012/21/0114, vergleiche auch VwGH vom 02.08.2013, Z1.2013/21/0008).

"Je mehr das Erfordernis, die Effektivitat der Abschiebung zu sichern, auf der Hand liegt, umso weniger bedarf es einer
Begrindung fur die Nichtanwendung gelinderer Mittel. Das diesbezlgliche Begriindungserfordernis wird dagegen
groRer sein, wenn die Anordnung gelinderer Mittel naheliegt. Das wurde in der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
insbesondere beim Vorliegen von gegen ein Untertauchen sprechenden Umstanden, wie familidre Bindungen oder
Krankheit, angenommen (vgl. etwa das Erkenntnis vom 22.05.2007, ZI. 006/21/0052, und daran anknipfend das
Erkenntnis vom 29.04.2008, ZI. 2008/21/0085; siehe auch die Erkenntnisse vom 28.02.2008, ZI1.2007/21/0512, und ZI.
2007/21/0391) und wird weiters auch regelmaRig bei Bestehen eines festen Wohnsitzes oder ausreichender
beruflicher Bindungen zu unterstellen sein. Mit bestimmten gelinderen Mitteln wird man sich insbesondere dann
auseinander zu setzen haben, wenn deren Anordnung vom Fremden konkret ins Treffen gefuhrt wird" (VWGH
02.08.2013, ZI. 2013/21/0008)."Je mehr das Erfordernis, die Effektivitat der Abschiebung zu sichern, auf der Hand liegt,
umso weniger bedarf es einer Begrundung fur die Nichtanwendung gelinderer Mittel. Das diesbezlgliche
Begrindungserfordernis wird dagegen grof3er sein, wenn die Anordnung gelinderer Mittel naheliegt. Das wurde in der
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes insbesondere beim Vorliegen von gegen ein Untertauchen sprechenden
Umstanden, wie familiare Bindungen oder Krankheit, angenommen vergleiche etwa das Erkenntnis vom 22.05.2007, ZI.
006/21/0052, und daran anknupfend das Erkenntnis vom 29.04.2008, ZI. 2008/21/0085; siehe auch die Erkenntnisse
vom 28.02.2008, ZI. 2007/21/0512, und ZI.2007/21/0391) und wird weiters auch regelmaRig bei Bestehen eines festen
Wohnsitzes oder ausreichender beruflicher Bindungen zu unterstellen sein. Mit bestimmten gelinderen Mitteln wird
man sich insbesondere dann auseinander zu setzen haben, wenn deren Anordnung vom Fremden konkret ins Treffen
gefuhrt wird" (VwGH 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008).
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3.2.3. Auf Grund des durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes war der
gegenstandlichen Beschwerde aus nachfolgenden Grinden nicht zu folgen:

Im Sinne der bereits angefihrten Judikatur zum Sicherungsbedarf durch Verhangung von Schubhaft darf festgehalten
werden, dass die beschwerdefihrende Partei nach eigenen Angaben Ende Dezember 2013 zum Zwecke der
Arbeitsaufnahme wieder nach Osterreich eingereist ist. Sie hat daraufhin in einem Caritas-Heim (bernachtet, war
jedoch wahrend ihres Aufenthalts dort nie behérdlich gemeldet und daher auch fiir die Behdérden nicht greifbar. Da es
ihr auch bisher nicht gelungen ist, eine legale Arbeit im Inland zu finden, sie jedoch aus wirtschaftlichen Griinden nach
Osterreich gekommen ist, wurde sie zum einen straffallig, zum anderen ging sie der gelegentlichen Prostitution nach.
Aus Sicht des Gerichtes ist der Behorde in diesem Punkt daher zuzustimmen, dass die beschwerdefiihrende Partei
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Lage und der Problematik, keine legale Arbeit zu finden, auch weiterhin auf Arten der
illegalen Erwerbstatigkeit zurlickgreifen misste. Es ist daher davon auszugehen, dass die beschwerdefliihrende Partei
nach Entlassung aus der Strafhaft schon wie bisher kein Interesse daran hat, fur die Behorde in irgendeiner Form
greifbar zu sein und diese daher weiter illegal im Inland verbleiben wirde. Es besteht daher nach Ansicht des Gerichtes
die Notwendigkeit der Uberwachung der Ausreise der beschwerdefiihrende Partei nach Beendigung der Strafhaft.
Aufgrund der Gefahr des Untertauchens der beschwerdefiihrenden Partei wird der Sicherungsbedarf als gegeben
erachtet.

Die Verhangung der Schubhaft ist auch verhaltnismaRig. Trifft man eine Abwdgung zwischen dem personlichen
Interessen in Freiheit zu verbleiben und dem offentlichen Interesse an einer geordneten Ausreise der
beschwerdeflihrende Partei, so zeigt sich, dass die beschwerdefihrende Partei keine Familienangehdrigen im Inland
hat. Auch ist im Zuge des Ermittlungsverfahrens sind keine sonstige bemerkenswerte soziale Bindung zu in Osterreich
lebenden Personen hervorgekommen. Die beschwerdefiihrende Partei hat keine legale Arbeit angenommen und hat
auch bisher keine legale Arbeit ausgefuhrt. Es ist daher im Rahmen der Zukunftsprognose auch nicht mit einer
Selbsterhaltungsfahigkeit zu rechnen, unterstellt man, dass diese nur mit legaler Arbeit erreicht werden kann. Das
personliche Interesse am Verbleiben im Inland stellt sich daher als minder gewichtig dar. Dazu im Gegensatz zeigt sich,
dass die beschwerdeflhrende Partei auch in der Vergangenheit mehrmals illegal im Bundesgebiet erwerbstatig war
und schlief3lich straffallig wurde. Demzufolge wurde ein auf finf Jahre befristetes Aufenthaltsverbot gegen sie erlassen.
Im Zuge einer Abwagung der privaten und der 6ffentlichen Interessen zeigt sich, dass das 6ffentliche Interesse an einer
raschen gesicherten AuBerlandesbringung der beschwerdefihrenden Partei die persénlichen Interessen offensichtlich
Uberwiegt. Das Gericht hat daher keine Bedenken gegen die Verhangung einer Schubhaft im Anschluss an die
Strafhaft, dies jedenfalls dann, so die Behdrde wie gesetzlich vorgesehen, danach trachtet, die freiheitsentziehende
Malnahme so kurz wie méglich zu halten und die Abschiebung unverziglich durchzufiihren.

Hinsichtlich einer allfalligen Anwendung gelinderer Mittel zur Sicherung der AuRerlandesschaffung zeigt sich, wie oben
erortert, dass sich die beschwerdefiihrende Partei aus freien Stlicken nicht zur Verfigung halten wirde. Zum einen
verflgt sie nicht Uber ausreichendes Vermogen, sodass die Hinterlegung eines Geldbetrages nicht in Frage kommt,
zum anderen ist im Zuge des Verfahrens in keiner Lage hervorgekommen, dass davon auszugehen ist, dass sich die
beschwerdeflihrende Partei auch bei entsprechender behérdlicher Auflage dementsprechend an einem zugewiesenen
Ort auch tatsachlich dauerhaft Unterkunft nehmen wirde, oder sich zu vereinbarten Zeiten am vereinbarten Ort
einfinden wiirde. Das Gericht geht daher in diesem Punkt davon aus, dass die Anwendung gelinderer Mittel im
gegenstandlichen Fall keine Option darstellt.

Aus den dargelegten Grinden war der Beschwerde gemdR§ 76 Abs. 1 FPG iVm.§ 22a Abs. 1 BFA-VG idgF als
unbegrindet abzuweisen.Aus den dargelegten Griinden war der Beschwerde gemaR Paragraph 76, Absatz eins, FPG in
Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG idgF als unbegrindet abzuweisen.

4. Die beschwerdefiihrende Partei befindet sich, wie oben ausgefihrt, derzeit in Strafhaft, weshalb ein Ausspruch Gber
die Fortsetzung der Schubhaft nicht getroffen werden kann.

4.1.1. Zu Spruchpunkt A Il. (Kostenentscheidung):4.1.1. Zu Spruchpunkt A rémisch zwei. (Kostenentscheidung):
4.1.2. § 35 VWGVG lautet:4.1.2. Paragraph 35, VWGVG lautet:

(1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen AuslUbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei.(1) Die im Verfahren lber Beschwerden wegen Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher
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Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer
Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fir
rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdeflhrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behdrde die obsiegende und der Beschwerdefihrer
die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemalR Abs. 1 gelteny4) Als Aufwendungen gemal Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebuhren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdeflihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fur den Schriftsatz-, den Verhandlungs-
und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behodrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und
Verhandlungsaufwand der Behérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemaR anzuwenden(6) Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemald Absatz eins, sinngemal anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung
gestellt werden.

4.1.3. Die belangte Behorde ist im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren die obsiegende Partei. Dementsprechend
war der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf Kostenersatz gemal3 8 35 Abs. 3 VWGVG abzuweisen und dem
Antrag der belangten Behorde auf Kostenersatz stattzugeben.4.1.3. Die belangte Behdrde ist im gegenstandlichen
Beschwerdeverfahren die obsiegende Partei. Dementsprechend war der Antrag der beschwerdefihrenden Partei auf
Kostenersatz gemaR Paragraph 35, Absatz 3, VwWGVG abzuweisen und dem Antrag der belangten Behérde auf
Kostenersatz stattzugeben.

Der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf Kostenersatz vom 08.04.2014 war demgemal abzuweisen.

Zu den Beschwerdeausfiihrungen, wonach die Schubhaftbeschwerde mit einem Kostenrisiko flr den Angehaltenen
verbunden ware und dies dem Telos der Richtlinie 2008/115/EG (RuckfuhrungsRL) widerspreche, bleibt festzuhalten,
dass der genannten Richtlinie zwar das Recht auf rasche, gerichtliche Uberpriifung bei Inhaftnahme, aber nicht Fragen
zur Kostentragung, im speziellen das Absehen des Aufwandersatzes durch den Angehaltenen, zu entnehmen ist. Die
Regelung des &8 35 VWGVG kann daher nicht richtlinienwidrig sein, wie in der Beschwerde behauptet. Dartiber hinaus
sind die gemal? 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung zu ersetzenden Pauschalkosten differenziert ausgestaltet,
wonach der beschwerdefihrenden Partei im Falle des Obsiegens ein deutlich héherer Aufwandersatz zusteht als der
Behorde im Falle deren Obsiegens. Ein Aufblirden eines Kostenrisikos zu Lasten des Beschwerdefuhrers im
Schubhaftbeschwerdeverfahren und ein damit verbundenes Unterlaufen der Effektivitdat der gerichtlichen
Uberprifung kann somit nicht erkannt werden.Zu den Beschwerdeausfilhrungen, wonach die Schubhaftbeschwerde
mit einem Kostenrisiko flr den Angehaltenen verbunden ware und dies dem Telos der Richtlinie 2008/115/EG
(RuckfiihrungsRL) widerspreche, bleibt festzuhalten, dass der genannten Richtlinie zwar das Recht auf rasche,
gerichtliche Uberprifung bei Inhaftnahme, aber nicht Fragen zur Kostentragung, im speziellen das Absehen des
Aufwandersatzes durch den Angehaltenen, zu entnehmen ist. Die Regelung des Paragraph 35, VwGVG kann daher
nicht richtlinienwidrig sein, wie in der Beschwerde behauptet. Dartber hinaus sind die gemal} Paragraph eins, der
VwG-Aufwandersatzverordnung zu ersetzenden Pauschalkosten differenziert ausgestaltet, wonach der
beschwerdeflihrenden Partei im Falle des Obsiegens ein deutlich héherer Aufwandersatz zusteht als der Behdrde im
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Falle deren Obsiegens. Ein Aufbirden eines Kostenrisikos zu Lasten des Beschwerdefuhrers im
Schubhaftbeschwerdeverfahren und ein damit verbundenes Unterlaufen der Effektivitdt der gerichtlichen
Uberprifung kann somit nicht erkannt werden.

4.2. GemalR§ 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.4.2. Gem&R Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Gemal § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine Offentliche mindliche Verhandlung durchzufihren. GemaR &8 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Z 1) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder (Z 2) die Sdumnisbeschwerde
zurlckzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht gemaR § 24 Abs. 4 VWGVG ungeachtet eines Parteienantrags von einer Verhandlung absehen,
wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten
lasst und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht kann gemalR§ 24 Abs. 5 VwWGVG von der
Durchfuihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdricklich darauf verzichten. Ein solcher
Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.GemaR Paragraph 24, Absatz eins,
VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine
offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren. Gemald Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Ziffer eins,) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder (Ziffer 2,) die SGumnisbeschwerde
zurlickzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht gemaR Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG ungeachtet eines Parteienantrags von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht
erwarten lasst und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht
kann gemal? Paragraph 24, Absatz 5, VWGVG von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn
die Parteien ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung
erklart werden.

4.3. Die Abhaltung einer 6ffentlichen muindlichen Verhandlung konnte gemalR8 21 Abs. 7 BFA-VG iVm § 24 VwGVG
unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war,
Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die malgeblichen Sachverhaltselemente nicht vorlagen und eine initiative
Darlegung fur die Entscheidungsfindung relevanten Umstande, die durch die weitere Hinterfragung zu klaren gewesen
waren, nicht erforderlich war.4.3. Die Abhaltung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung konnte gemaR Paragraph
21, Absatz 7, BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 24, VwWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der
Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war, Widersprichlichkeiten in Bezug auf die mafigeblichen
Sachverhaltselemente nicht vorlagen und eine initiative Darlegung fur die Entscheidungsfindung relevanten Umstande,
die durch die weitere Hinterfragung zu klaren gewesen waren, nicht erforderlich war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
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Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3 Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Zu Spruchpunkt I:

Das erkennende Gericht ist bei der vorliegenden Schubhaftentscheidung der im Pkt. 3.2.2 wiedergegebenen
Judikaturlinie des VWGH gefolgt, die die Grundlage fur die Abweisung der Schubhaftbeschwerde bildete.

Zu Spruchpunkt |1

Im vorliegenden Fall ist ein Obsiegen der Behorde gegeben, weshalb gem. den unter 4.1. dargestellten Bestimmungen
ein derartiger Kostenzuspruch zu erfolgen hatte.

Schlagworte

Schubhaft, Schubhaftbeschwerde, Sicherungsbedarf, strafrechtliche
Verurteilung, Untertauchen
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